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Schriftliche Stellungnahme zur Enquete-Kommission „Jung sein in Mecklenburg-Vorpommern" 

Als Biologin und Wissenschaftskommunikatorin möchte ich den Blick darauf richten, wie Kinder und 
Jugendstrategien so gestaltet werden können, dass sie frei von ideologischer Überformung bleiben. 

Ich melde mich zu Wort, weil im Ersten Zwischenbericht der Enquete Kommission Jung sein in 
Mecklenburg Vorpommern Diversity ausdrücklich als aufkommendes Querschnittsthema benannt 
wird und dabei sowohl die Einbindung externer Interessenvertretungen als auch der Ausbau digitaler 
Formate empfohlen werden. Diese Einordnung steht in Kontinuität zur bisherigen Behandlung des 
Themas auf Landesebene. Bereits mit dem Landesaktionsplan für die Gleichstellung und Akzeptanz 
sexueller und geschlechtlicher Vielfalt in Mecklenburg Vorpommern wurde im Jahr 2015 ein 
politischer Rahmen geschaffen, der insbesondere Maßnahmen im Bereich der Kinder und 
Jugendhilfe, der Bildungsarbeit sowie der Beteiligung junger Menschen umfasst und mit der am 
20.08.2024 beschlossenen Fortschreibung weiter ausgebaut wurde. 

Der aktualisierte Landesaktionsplan enthält eine Vielzahl von Maßnahmen, die sich ausdrücklich an 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene richten. Dazu zählen unter anderem der Ausbau 
spezifischer Beratungsangebote, die Ausweitung digitaler Informationsangebote, die verstärkte 
Einbindung externer Interessenvertretungen in die Kinder und Jugendhilfe, die systematische 
Qualifizierung von Fachkräften und ehrenamtlich Tätigen sowie die Verankerung entsprechender 
Inhalte in Angeboten der Jugendarbeit, Jugendbeteiligung und politischen Bildung. In diesen Punkten 
besteht eine inhaltliche Übereinstimmung mit den im Zwischenbericht der Enquete Kommission 
benannten Handlungsfeldern. 

Unter positiv konnotierten Begriffen wie Diversity oder geschlechtlicher Vielfalt werden in der 
praktischen Umsetzung jedoch häufig sehr spezifische queertheoretische Konzepte vermittelt, die 
gesellschaftlich umstritten bleiben. Es ist zu beobachten, dass eine kleine, gut vernetzte Gruppe von 
Bildungsakteurinnen und Bildungsakteuren versucht, diese theoretischen Ansätze in Schulen, in der 
Kinder und Jugendhilfe sowie in pädagogische und rechtliche Regelwerke einzubringen und dort 
dauerhaft zu verankern. 

Zu diesen Ansätzen zählen unter anderem die Annahme, es gebe mehr als zwei biologische 
Geschlechter, die Vermischung sozialwissenschaftlicher Konzepte wie Gender mit dem biologischen 
Begriff Geschlecht zur Konstruktion einer vermeintlichen Vielgeschlechtlichkeit sowie die Vermittlung 
an Kinder, sie könnten im falschen Körper geboren sein, ihr Geschlecht wechseln oder sei nicht 
biologisch gegeben, sondern lediglich zugewiesen. In einschlägigen Materialien wird das biologische 
Zwei Geschlechter Modell dabei teils explizit als kulturelles oder westliches Ordnungssystem und als 
Ausdruck bestimmter Macht und Unterdrückungsstrukturen dargestellt. Es handelt sich hierbei um 
sozialwissenschaftliche Theorieansätze, die nicht biologisch, medizinisch oder 
entwicklungspsychologisch belegt sind. 

Gleichwohl finden diese Vorstellungen zunehmend Eingang in schulische und außerschulische 
Bildungsprogramme, auch in Mecklenburg Vorpommern. So wird im Rahmenplan für den 
Biologieunterricht an Gymnasien unter dem Themenfeld Vielfalt der Geschlechter über die Frau 
Mann Einteilung hinaus für die Jahrgangsstufe 7 auf entsprechende Inhalte verwiesen. Auch im 
Rahmenplan für den Sachunterricht der Grundschule ist vorgesehen, Schülerinnen und Schüler über 
sogenannte diverse Geschlechter aufzuklären. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, externe 
Expertinnen und Experten in den Unterricht einzubeziehen. 



Exemplarisch lässt sich diese Entwicklung an der Broschüre LSBTIQ Wörterbuch des 

Sozialministeriums Mecklenburg Vorpommern zeigen, die gemeinsam mit dem LSVD Queer MV 

erstellt wurde und dort als Informations und Orientierungsmaterial empfohlen wird. In dieser 

Broschüre wird das binäre Geschlechtssystem als kulturelles beziehungsweise westliches 

Ordnungssystem beschrieben und damit ein biologischer Sachverhalt in ein normatives 

sozialtheoretisches Deutungsmodell überführt. Ergänzend finden sich zahlreiche weitere gender und 

queertheoretische Begriffe aus sozialwissenschaftlichen Diskursen, die ohne klare Trennung zwischen 

Theorie, Aktivismus und gesicherter Erkenntnis dargestellt werden. 

Die im Landesaktionsplan festgelegten Maßnahmen dokumentieren eine seit Jahren bestehende 

enge und strukturelle Einbindung des LSVD Queer MV e. V. in staatliche Entscheidungs, 

Qualifizierungs und Umsetzungsprozesse, auch in sensiblen Bereichen der Kinder und Jugendhilfe 

sowie schulischer und außerschulischer Bildung. 

Im Zusammenhang mit der Umsetzung entsprechender Maßnahmen ist zudem eine verstärkte 

Nutzung digitaler Informations und Bildungsangebote vorgesehen, etwa durch Veröffentlichungen 

auf dem Bildungsserver Mecklenburg Vorpommern oder den Ausbau digitaler Angebote für Kinder 

und Jugendliche. Die Auslagerung pädagogischer Verantwortung auf externe Webseiten ist mit 

Risiken verbunden, insbesondere wenn Inhalte nicht transparent, nicht altersgerecht oder nicht 

fachlich qualitätsgesichert sind. 

Ein frühes Beispiel hierfür stellt das Portal meingeschlecht.de dar. Die Website wurde ab 2014 als 

bundesweites digitales Informationsangebot für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 

konzipiert und richtete sich laut Selbstdarstellung an Personen im Alter von etwa 12 bis 27 Jahren. 

Träger war der Verein TransInterQueer e. V. Das Projekt wurde mit öffentlichen Mitteln gefördert 

und in staatlichen und halbstaatlichen Kontexten als seriöse Informationsquelle empfohlen, unter 

anderem auf Behördenwebseiten sowie in pädagogischen Handreichungen und 

Unterrichtsmaterialien der Bundeszentrale für politische Bildung. In der Folge geriet das Portal 

jedoch in Kritik, da dort Inhalte veröffentlicht wurden, die weder altersgerecht noch pädagogisch 

geeignet waren, darunter explizit sexualisierte Texte und Darstellungen. Die Seite ist weiterhin 

abrufbar, wurde jedoch stark reduziert und seit Jahren nicht mehr aktualisiert. 

Ein weiteres Beispiel für staatlich geförderte queere Bildungsarbeit ist die Fachstelle Queerformat 

Fachstelle Queere Bildung, die seit 2019 im Auftrag des Landes Berlin Bildungsangebote, 

Fortbildungen, Beratungen und Materialien zur sexuellen und geschlechtlichen Vielfalt für Schulen, 

Kindertageseinrichtungen sowie die Kinder und Jugendhilfe entwickelt und koordiniert. Die 

Fachstelle gilt als zentraler Akteur bei der Implementierung entsprechender Bildungsmaßnahmen. 

Inhaltlich folgt sie überwiegend sozial und kulturtheoretischen Ansätzen, die Geschlecht primär als 

soziale Konstruktion begreifen. Im Zuge der Haushaltsberatungen 2025 und 2026 wurden für diese 

Fachstelle Kürzungen angekündigt, wonach die bisherigen Fördermittel reduziert oder eingestellt 

werden sollen. 

Ein weiteres Beispiel ist das Regenbogenportal der Bundesregierung, das 2019 eingeführt und 

zwischen 2017 und 2024 mit rund 1,85 Millionen Euro aus Bundesmitteln gefördert wurde. Obwohl 

das Portal im November 2024 vom Netz genommen wurde, wird es weiterhin auf der Website des 

Sozialministeriums Mecklenburg Vorpommern als Wissensnetzwerk und Orientierungshilfe für 

Familien und Fachkräfte empfohlen. In den Jahren zuvor war das Portal wiederholt Gegenstand 

öffentlicher Kritik, insbesondere im Zusammenhang mit Beiträgen zu Pubertätsblockern, die sich 

auch an Kinder richteten. 

Die dort thematisierten Pubertätsblocker gehören zu den stärksten hormonellen Wirkstoffen in der 

Medizin und greifen tief in die körperliche und psychische Entwicklung ein. Ihre langfristigen 



Auswirkungen bei Minderjährigen sind wissenschaftlich nicht abschließend geklärt. Mehrere 

europäische Länder haben den Einsatz dieser Wirkstoffe bei Kindern inzwischen stark eingeschränkt 

oder beendet. 

Eine parlamentarische Anfrage aus Mecklenburg Vorpommern zeigt zudem, dass das Land weder 

systematisch Daten zum Einsatz dieser Wirkstoffe noch zu experimentellen Hormonbehandlungen 

bei Minderjährigen erhebt und keine verbindlichen Monitoring oder Qualitätskontrollstrukturen 

bestehen. Gleichwohl finden entsprechende Beratungen statt, unter anderem durch den Verein TIM 

e. V., der Eltern vermittelt, die Pubertät könne medikamentös pausiert und später durch Hormone 

unproblematisch nachgeholt werden. Diese Darstellung ist wissenschaftlich nicht belegt und 

verdeutlicht, dass sozialtheoretische Konzepte, die durch Interessenvertretungen in Bildungs und 

Beratungsstrukturen eingebracht werden, faktisch in medizinische Eingriffe münden, deren Risiken 

für Kinder und Jugendliche erheblich sind. 

Der Verein TIM e. V. arbeitet mit Kindern und Jugendlichen, war als Fachakteur bei landesweiten 

Veranstaltungen eingeladen und veröffentlicht Informationsmaterialien für Lehrkräfte, 

Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter, pädagogische Fachkräfte sowie Eltern. Der Verein 

wird zudem über den LSVD Queer MV e. V. als Ansprechpartner empfohlen und erscheint auf 

Empfehlungslisten, auf denen beteiligte Organisationen ausdrücklich als Expertinnen und Experten 

benannt werden. In den Materialien des Vereins wird unter anderem die Auffassung vertreten, dass 

Zwei Geschlechter Modell sei Ausdruck gesellschaftlicher Machtstrukturen. Darüber hinaus wird auf 

externe Webseiten verwiesen, über die Produkte wie Penis-Attrappen sogenannte Packer oder 

Kompressionsunterwäsche für Kinder angeboten werden. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass im Zuge von Diversitäts- und Vielfaltsstrategien zunehmend 

externe Interessenvertretungen in zentrale Bereiche der Kinder- und Jugendbildung eingebunden 

werden, ohne dass hierfür durchgängig wissenschaftliche, pädagogische und altersbezogene 

Qualitätsstandards verbindlich abgesichert sind.  

Gerade dort, wo unter dem Begriff der Diversität externe Akteure an der Entwicklung von 

Bildungsinhalten, Beratungsangeboten oder Strategien beteiligt sind, besteht ein besonderer 

Prüfbedarf. Dabei muss transparent offengelegt werden, welche Interessenvertretungen 

eingebunden sind und welche weltanschaulichen oder theoretischen Grundlagen sie vertreten 

Ziel muss es daher nicht sein, Antidiskriminierungsarbeit grundsätzlich infrage zu stellen, sondern 

sicherzustellen, dass sozialwissenschaftliche Theorieansätze nicht als naturwissenschaftliche 

Tatsachen vermittelt werden und dass keine medizinisch relevanten Annahmen oder 

Handlungsempfehlungen ohne gesicherte Evidenz in Bildungs- oder Beratungszusammenhänge 

gelangen. Die pädagogische Verantwortung für Kinder und Jugendliche darf nicht an NGOs, Peer-

Strukturen oder digitale Plattformen delegiert werden, sondern muss bei staatlichen Stellen 

verbleiben. 

Ich danke der Kommission für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
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